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Entwurf eines Gesetzes zur Modernisierung und Digitalisierung 
der Schwarzarbeitsbekämpfung 
 

Stellungnahme 

 

Berlin, 15. Juli 2025 

 

Die Bundesvereinigung Bauwirtschaft nimmt Stellung zum aktuellen Referenten-

entwurf eines Gesetzes zur Modernisierung und Digitalisierung der Schwarzar-

beitsbekämpfung. 

Wir sind ein Zusammenschluss des deutschen Bau- und Ausbauhandwerks und 

repräsentieren in 15 Verbänden 368.400 Betriebe mit ca. 3.378.000 Beschäftig-

ten (ohne Auszubildende). Unsere Betriebe sind im Handwerk fest verankert; es 

sind größtenteils Familienbetriebe mit langer Tradition, die rund 80 % aller Bau-

leistungen in Deutschland erbringen. Der Umsatz in diesen Betrieben lag ausge-

hend von der Handwerkszählung 2022 (und der Fortschreibung 2023 und Prog-

nose 2024) in 2024 bei ca. 439,4 Mrd. Euro. 

Viele Mitgliedsverbände der Bundesvereinigung Bauwirtschaft sind Gründungsmit-

glieder von Branchenbündnissen zur Bekämpfung von Schwarzarbeit. Wir setzen 

uns – mit unseren Sozial- und Tarifpartnern – der Gewerkschaft IG BAU, IG Metall 

und zusammen mit unseren Partnerorganisationen – Berufsgenossenschaften und 

gemeinsamen Einrichtungen der Tarifvertragsparteien wie beispielsweise Sozialkas-

sen – energisch und intensiv für die Bekämpfung von Schwarzarbeit ein. Wir stre-

ben dabei auch eine engere und bessere Vernetzung mit anderen Institutionen ge-

mäß § 2 Absatz 4 SchwarzArbG an, insbesondere mit dem Zoll, den Sozialversiche-

rungsträgern, Gewerbeaufsichtsämtern. Gleichzeitig treten wir ein für eine bessere 

grenzüberschreitende Kooperation auch unter Einbindung und Nutzung der europä-

ischen Arbeitsschutzbehörde ELA.  
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Nach unserer Einschätzung und Erfahrung hängt eine erfolgreiche Schwarzarbeitsbekämpfung zuneh-

mend davon ab, dass die dafür zuständigen Institutionen durch einen gezielten Datenaustausch rasch 

die Möglichkeit erhalten, auf Widersprüche aufmerksam zu werden, Tatmuster zu erkennen und da-

mit die Verfolgungskapazitäten möglichst effektiv einsetzen zu können. Im Bereich der Schwarzarbeit 

haben wir es in einem erheblichen Umfang mit organisierter Kriminalität im großen Stil zu tun, der 

wir eine gut organisierte Schwarzarbeitsbekämpfung entgegensetzen müssen. 

Der vorgelegte Entwurf greift genau diese Punkte auf: 

 moderne Datenanalyse und Risikomanagement, 

 Fokus auf kritische Schwarzarbeitsschwerpunkte, 

 Bürokratiearme und digitale Prüfungen, 

 schlagkräftige Kriminalitätsbekämpfung, 

 die Optimierung der Prozessabläufe bei der selbständigen Durchführung von Ermittlungsver-

fahren. 

Die Vorschläge werden daher von uns einhellig begrüßt und unterstützt. Ergänzend haben wir zum 

Entwurf die folgenden Anmerkungen:  

§ 14a SchwarzArbG-E sieht vor, dass die Zollverwaltung in bestimmten Fällen das Ermittlungsverfahren 

selbständig durchführen kann, wenn nicht die normierten Ausnahmen (auch während des Ermittlungs-

verfahrens erst) ergeben (§ 14a Abs. 2 und 3), dass die Verantwortung bei der Staatsanwaltschaft liegt. 

Absatz 4 sieht darüber hinaus vor, dass die Zollbehörden im Übrigen die Strafsache jederzeit an die 

Staatsanwaltschaft abgeben, diese die Strafsache jederzeit einziehen und wieder abgeben kann. Zu Be-

denken ist jedoch, dass diese Regelungen die Gefahr mit sich bringen, das Ermittlungsverfahren wegen 

ungeklärter Zuständigkeiten und wiederholter Hin- und Her-Verweisung verzögert werden und Verjäh-

rungstatbestände irgendwann greifen könnten. Der hieraus resultierende bürokratische Aufwand 

dürfte nicht unerheblich sein. 

Darüber hinaus regen wir die Erweiterung des Datenaustauschs zwischen betroffenen Institutionen so-

wie die stärkere Einbindung der gemeinsamen Einrichtungen an. Wichtig wäre eine Gleichstellung von 

Sozialversicherungsträgern und gemeinsamen Einrichtungen durch eine Aufnahme gemeinsamer Ein-

richtungen in § 17 Abs. 1 SchwarzArbG. Im Zuge der aktuellen Novelle des Gesetzes zur Bekämpfung 

der Schwarzarbeit und illegalen Beschäftigung (SchwarzArbG) sollte eine Aufnahme von gemeinsamen 
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Einrichtungen in § 17 Abs. 1 Nr. 11 neu (Übermittlung von Daten aus dem zentralen Informationssys-

tem). In diesem Kontext regen wir weiter an, die Daten der gemeinsamen Einrichtungen der Tarifver-

tragsparteien ebenfalls für die Risikoanalyse nach §§ 25 ff. SchwarzArbG-E heranzuziehen und die ge-

meinsamen Einrichtungen der Tarifvertragsparteien im Sinne des § 4 Abs. 2 des Tarifvertragsgesetzes 

zu den Institutionen hinzuzufügen, deren Daten im Rahmen der Risikoanalyse nach § 26 Abs. 2 

SchwarzArbG-E halbjährlich abgerufen werden. Deren Einbeziehung würde einen wichtigen Beitrag zur 

Identifizierung risikobehafteter Objekte sowie zu einer zielgerichteten und ressourcensparsamen Prü-

fungen leisten. Im Detail zur Erweiterung des Datenaustauschs hierzu nachfolgend unter Punkt II. 3 Zu-

sammenarbeit mit der FKS, Erweiterung des Datenaustausches. 

Auch im Zuge der Datenanalyse ist es notwendig, Besonderheiten der jeweiligen Branchen zu berück-

sichtigen, um Missbrauchsstrukturen aufzudecken und um deren (zeitlich) effektive und erfolgreiche 

Ahndung zu gewährleisten. Die Einbeziehung der Daten der gemeinsamen Einrichtungen und ein regel-

mäßiger Austausch mit Branchenvertretern und Bündnispartnern (auch über aktuelle Entwicklungen) 

kann hierzu einen wichtigen Beitrag leisten.  

 

Weitere Überlegungen: 

Es gibt allerdings noch eine Reihe weiterer Aspekte, die unseres Erachtens dazu geeignet sind, die Be-

kämpfung von Schwarzarbeit zu fördern und zu erleichtern. Dazu folgende Überlegungen: 

I. Schwarzarbeit und illegale Beschäftigung: 

Schwarzarbeit und illegale Beschäftigung verharren trotz eines leichten Rückgangs des zu beziffernden 

Schadens weiterhin auf einem hohen Niveau. Die Bauwirtschaft weist darauf hin, dass das Ausmaß und 

die Erscheinungsformen von Schwarzarbeit und illegaler Beschäftigung bedrohlich sind. An dieser Situ-

ation hat sich seit dem letzten Bericht der Bunderegierung nichts geändert.  

Ausmaß und Erscheinungsformen von Schwarzarbeit und illegaler Beschäftigung reichen von Bauleis-

tungen „ohne Rechnung“ bis zu organisierten, mafiösen Strukturen, in denen mit hoher krimineller 

Energie gegen gesetzliche Bestimmungen verstoßen werden. Lohnsteuern, Sozialversicherungsbei-

träge und Sozialkassenbeiträge werden hinterzogen und nicht selten in Kombination zusätzlich Sozial-

leistungen, wie Arbeitslosgeld II, Bürgergeldbezug (Unterkunftskosten als auch Regelleistung), Kurzar-

beiter- und Krankengeld sowie Kindergeld und Kinderzuschlag erschlichen. Zur Aufdeckung und Be-

kämpfung dieser Betrugskonstellationen ist es unumgänglich, dass die betroffenen Institutionen, wie 

Deutsche Rentenversicherung, Behörden der Zollverwaltung, Bundesagentur für Arbeit, BG Bau, ge-

meinsame Einrichtungen der Tarifvertragsparteien, Ordnungsämter, Innungen, Finanzbehörden, 
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Staatsanwaltschaften eng zusammenarbeiten und auch Erkenntnisse austauschen. Auch das Problem 

der Scheinselbstständigkeit hat sich in den letzten Jahren immer weiter verschärft.  

Die Betriebe der Bauwirtschaft bekommen diese Situation bei privaten sowie öffentlichen Aufträgen zu 

spüren. Die daraus resultierenden Wettbewerbsverzerrungen gefährden jedoch nicht nur den ehrlich 

agierenden Unternehmer, sondern gleichermaßen den solidarisch handelnden Bürger sowie die Kon-

kurrenzfähigkeit inländischer Betriebe wie die Arbeitsplätze heimischer Arbeitnehmer und auch die ta-

rifpolitische Handlungsfähigkeit der Sozialpartner. Daher müssen die zahlreichen Hindernisse bei der 

Verfolgung von Schwarzarbeit und illegaler Beschäftigung beseitigt werden.  

Die Ursachen von Schwarzarbeit und illegaler Beschäftigung sind bereits seit Jahren bekannt. Es ist bis-

her leider nicht gelungen, hiergegen wirksam vorzugehen. Mit der Neufassung des Gesetzes gegen ille-

gale Beschäftigung und Sozialleistungsmissbrauch hat der Gesetzgeber 2019 hier jedoch einen weite-

ren wichtigen Schritt zur Bekämpfung der Schwarzarbeit unternommen, indem er die Finanzkontrolle 

Schwarzarbeit (FKS) als Teil der Zollverwaltung erheblich gestärkt und durch zahlreiche neue Befug-

nisse im Sinne einer zentralen Prüfungs- und Ermittlungsbehörde in wesentlichen Bereichen des Ar-

beits- und Sozialrechts fortentwickelt hat.  

Zweifelsohne muss die Ursache für Schwarzarbeit aus unserer Sicht aber in den hohen Lohn- und Lohn-

zusatzkosten gesehen werden. Zur Bekämpfung der Schwarzarbeit ist es entscheidend, an diesen Ursa-

chen anzusetzen. So muss beispielsweise ein Arbeitnehmer, der im Bauhandwerk beschäftigt ist, fünf 

bis sechs Arbeitsstunden arbeiten, um sich eine Stunde eines Handwerkers selbst leisten zu können. 

Wäre die Differenz zwischen dem Brutto- und dem Nettoeinkommen eines Arbeitnehmers niedriger 

und wären auch die Lohnzusatzkosten des Arbeitgebers geringer, würde Schwarzarbeit an Attraktivität 

verlieren. Je höher die Differenz zwischen dem „Stundenlohn“ eines Schwarzarbeiters und dem Stun-

denverrechnungssatz eines legal arbeitenden Baubetriebes ist, desto lohnender ist Schwarzarbeit für 

die handelnden Personen. Solange diese Schere nicht geschlossen wird, wird nach unserer Einschät-

zung eine effektive Bekämpfung der Schwarzarbeit nicht gelingen. Eine wirksame Gegenstrategie ge-

gen die Verbreitung von illegaler Beschäftigung und Schwarzarbeit sehen wir daher in erster Linie in ei-

ner deutlichen Senkung der Abgabenlast bei Steuern und Sozialabgaben, darüber hinaus aber auch in 

einer konsequenten Verfolgung von Gesetzesverstößen.  

Nach Ansicht der Bundesvereinigung Bauwirtschaft können folgende Hindernisse bei der Verfolgung 

von illegaler Beschäftigung und Schwarzarbeit festgestellt werden: 
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 Verschleierung durch Abdeckrechnungen, falsche Stundenlisten und falsche Arbeitszeitauf-

zeichnungen, Insolvenzen, ständige Wechsel von Nachunternehmern, 

 Umgehungstatbestände, insbesondere Scheinselbständigkeit und Scheinwerkverträge, 

 kollusives Zusammenwirken zwischen Auftraggeber und Auftragnehmer, 

 Mängel in der internationalen Zusammenarbeit (unzureichende Umsetzung entsprechender 

Regierungsvereinbarungen), 

 unzureichende Vermögensabschöpfung bei Geldstrafen und Bußgeldern, 

 keine Nachweisbarkeit der Arbeitgeberstellung des Hauptunternehmers bei Abwicklung größe-

rer Bauvorhaben über Subunternehmerketten, 

 Überforderung insbesondere kommunaler Vergabestellen durch die Überfrachtung öffentli-

cher Auftragsvergaben mit allgemeinen politischen Zielsetzungen, 

 Fälschung von Bescheinigungen über die Sozialversicherung im Heimatland (EuGH-Rechtspre-

chung zwingt aber zur Anerkennung gefälschter Bescheinigungen). 

Dabei wurde im Einzelnen insbesondere Folgendes festgestellt: 

1. Scheinselbständigkeit: 

In den letzten Jahren ist die Zahl der Einmannbetriebe im Bauhandwerk explosionsartig angestiegen. 

Viele Solo-Selbständige arbeiten aber tatsächlich nicht eigenständig und eigenverantwortlich, sondern 

sind faktisch wie abhängig beschäftigte Arbeitnehmer für nur einen Auftraggeber tätig. Auf diese 

Weise wird ein nicht hinnehmbarer Wettbewerbsvorteil gegenüber den sich ordnungsgemäß agieren-

den Unternehmen erlangt. 

Die unrechtmäßig agierenden Betriebe entwickeln immer wieder unterschiedliche Strategien, um sich 

der Abführung von Sozialabgaben und Steuern zu entziehen. Beispielsweise haben die vergangenen 

Jahre gezeigt, dass Baubetriebe mittlerweile von Angeboten „überschwemmt“ werden, wonach Hand-

werker versuchen, andere selbstständige Handwerker zu einem sehr geringen Stundenverrechnungs-

satz zu vermitteln. Hierbei besteht der dringende Verdacht, dass es sich nicht um selbstständige Hand-

werker, sondern um Scheinselbstständige handelt. Darüber hinaus ist festzustellen, dass sich insbeson-

dere bulgarische und rumänische Arbeitnehmer als Selbstständige in Deutschland melden und dann 
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Gesellschaften bürgerlichen Rechts bilden, um gemeinsam Bauleistungen anzubieten. Häufig handelt 

es sich dabei aber um „Scheingesellschaften“.  

2. Abgrenzungsschwierigkeiten von Arbeitnehmerüberlassung und Werkverträgen in der Praxis 

Die Abgrenzung von Werkvertrag und Arbeitnehmerüberlassung stellt die Praxis vor besondere Prob-

leme. Im Baugewerbe ist der Verleih in Betriebe des Baugewerbes gemäß § 1b AÜG generell zwar un-

zulässig, jedoch unter bestimmten Voraussetzungen möglich. Nach § 1b Satz 3 AÜG ist die Überlassung 

von gewerblichen Arbeitnehmern im Baugewerbe nur dann gestattet, wenn Verleiher u. a. seit min-

destens drei Jahren nachweislich überwiegend Tätigkeiten ausführen, die unter den Geltungsbereich 

derselben Tarifverträge fallen, von denen auch der Entleihbetrieb erfasst wird. Regelmäßig kann es für 

Baubetriebe jedoch schwierig sein, rechtssicher festzustellen, ob tatsächlich eine Werkvertragsleistung 

oder eine Arbeitnehmerüberlassung vorliegt. Zudem bereitet die Feststellung, ob es sich bei einem 

ausländischen Verleiher um einen Baubetrieb oder einen Verleihbetrieb handelt, erhebliche Probleme. 

3. Zusammenarbeit mit ausländischen Behörden: 

Die Bauwirtschaft weist darauf hin, dass die Zusammenarbeit zwischen deutschen und ausländischen 

Behörden dringend verbessert werden muss. Aus diesem Grunde wird begrüßt, dass mit der Reform 

der Richtlinie 2014/67/EG vom 15. Mai 2016 zur Durchsetzung der Richtlinie 96/71/EG über die Ent-

sendung von Arbeitnehmern im Rahmen der Erbringung von Dienstleistungen“ und zur Änderung der 

Verordnung (EU) Nr. 1024/2012 über die Verwaltungszusammenarbeit mit Hilfe des Binnenmarkt-In-

formationssystems („IMI-Verordnung“) die gegenseitige Amtshilfe verbessert wird. Bedauerlicher-

weise hat sich ein solcher Effekt bisher nicht eingestellt. Wir hoffen, dass sich dies durch die Arbeit der 

Europäischen Arbeitsbehörde ELA (European Labour Authority) ändert.  

4. Zusammenarbeit der Zollbehörden mit Hinweisgebern: 

Innerhalb der Bündnisse zur Bekämpfung von Schwarzarbeit und illegaler Beschäftigung wurde ein 

Meldeformular entwickelt, mit dem (anonym) Hinweise auf mögliche Schwarzarbeit und illegale Be-

schäftigung gegeben werden können. Die Bundesvereinigung Bauwirtschaft und ihre Mitgliedsver-

bände weisen regelmäßig auf diese Möglichkeit hin. Umso bedauerlicher ist es, dass bei Hinweisen 

durch die Betriebe bzw. Verbände keinerlei Rückmeldungen des Zolls über den Verfahrensstand wei-

tergeleitet werden. Auskünfte der Behörden über Verfahrensstände sind aus Gründen des Datenschut-

zes unmöglich. Mangels positiver Rückmeldungen sind hinweisgebende Betriebe jedoch demotiviert, 

so dass weitere Hinweise an den Zoll teilweise gar nicht mehr weitergeleitet werden.  
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5. Beanstandungsverfahren A1-Bescheinigungen: 

Die sog. A1-Bescheinigungen (Bescheinigungen der Sozialversicherung im Heimatland) werden oft ge-

fälscht, müssen aber nach der EuGH-Rechtsprechung gleichwohl anerkannt werden, solange sie nicht 

von den ausländischen Behörden zurückgezogen oder für ungültig erklärt werden. Das bedeutet: Deut-

sche Sozialversicherungsträger müssten bei Zweifeln an der Wirksamkeit der A1-Bescheinigung bei 

dem jeweiligen ausländischen Sozialversicherungsträger intervenieren. Das ist ein umständliches und 

zeitraubendes und deshalb wenig erfolgversprechendes Verfahren, von dem die deutschen Sozialversi-

cherungsträger deshalb gerne von vornherein absehen. 

Darüber hinaus unterstützt die Bundesvereinigung Bauwirtschaft ausdrücklich nicht die Bestrebungen, 

bei einer kurzzeitigen Entsendung eines Arbeitnehmers zur Erbringung von Werk- und Dienstleistun-

gen von der Mitführung einer A1-Bescheinigung abzusehen. Ein Nachweis der Bestätigung der Sozial-

versicherung ab dem ersten Tag muss erhalten bleiben, um nicht an dieser Stelle die Bemühungen der 

Bekämpfung von Schwarzarbeit und illegaler Beschäftigung zu unterlaufen. Vielmehr sollte angestrebt 

werden, den Zugriff der Kontrollbehörden im Rahmen der Digitalisierung in Form einer Echtzeitkon-

trolle der Sozialversicherungsnachweise zu ermöglichen und so den papiergebundenen Nachweis ab-

zulösen.  

6. Mindestquote für unangekündigte Vor-Ort-Kontrollen: 

Durch die überwiegende Fokussierung auf datenbasierte Risikoeinschätzungen im Gesetzesentwurf be-

steht die Gefahr, dass Baustellenprüfungen ohne vorherige Hinweise (Zufallsprüfungen) zukünftig in 

der Anzahl zurückgehen. Gerade solche unangekündigten Vor-Ort-Kontrollen sind jedoch essenziell, 

um diejenigen "schwarzen Schafe" aufzudecken, die durch gänzlich fehlende Meldungen und Anmel-

dungen im digitalen „Frühwarnsystem“ gar nicht erscheinen und somit auch von keinem automatisier-

ten Risikomanagement erfasst werden können. Besonders relevant wäre das zum Beispiel bei Unter-

nehmen, die ohne jegliche Anmeldung in Deutschland tätig und bisher nur durch Baustellenprüfungen 

als Zufallsfund entdeckt werden können. Die bisherige Regelung in § 2 Abs. 5 Satz 5 des Schwarzar-

beitsbekämpfungsgesetzes (SchwarzArbG) ist im Hinblick auf den auch bei der Finanzverwaltung beste-

henden Personalmangel zu variabel und wird voraussichtlich zu einem Rückgang der Vor-Ort-Kontrol-

len führen. Dies wiederum führt zu einer Beeinträchtigung eines fairen Wettbewerbs im Hinblick auf 

diejenigen, die sich um eine gesetztreue Umsetzung der gesetzlichen Vorgaben bemühen. Wir regen 

daher an, in § 2 Absatz 5 des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes (SchwarzArbG) eine ausdrückliche 

Regelung aufzunehmen, die neben der risikoorientierten Prüfauswahl eine verbindliche Mindestquote 

für anlasslose Zufallsprüfungen vorsieht. Diese Mindestquote würde sicherstellen, dass auch zukünftig 

ein hinreichendes Maß an Vor-Ort-Kontrollen erfolgt, um die Dunkelfeldaufklärung zu gewährleisten 

und die abschreckende Wirkung auf potentielle Schwarzarbeitsakteure aufrechtzuerhalten. 
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7. Kontrolle des Mindestlohns bei der Auftragsvergabe: 

Auf den Vorhalt, dass bei öffentlicher Auftragsvergabe die Einhaltung des gesetzlichen Mindestlohns 

zu wenig beachtet werde, wird regelmäßig entgegnet, dass die vergaberechtlichen Bestimmungen für 

die öffentliche Auftragsvergabe das Ziel eines wirtschaftlichen und sparsamen Einkaufs von Bau-, Lie-

fer- und Dienstleistungen hätten. Eine weitere Aufklärung von Bietererklärungen erscheine nur not-

wendig, wenn ein Angebotspreis „unangemessen niedrig“ erscheine. Zudem bestehe wegen der perso-

nellen Ausdünnung der Vergabestellen keine Möglichkeit der Kontrolle der Einhaltung des gesetzlichen 

Mindestlohns. Vor diesem Hintergrund stehen die öffentlichen Auftraggeber bei ihrer Auftragsvergabe 

im Hinblick auf die Bekämpfung von illegaler Beschäftigung und Schwarzarbeit in besonderer Verant-

wortung. 

8. Schwerpunktsetzung der Zollbehörden: 

Die Bundesvereinigung Bauwirtschaft begrüßt ausdrücklich, dass der Zoll mittlerweile einen Schwer-

punkt auf die Bekämpfung der organisierten Form der Schwarzarbeit legt und diesbezüglich mit weite-

rem Personal ausgestattet wurde. Dies ist der richtige Ansatz. Aufgrund der Fülle der zu bewältigenden 

Aufgaben besteht jedoch auch weiterhin die Notwendigkeit, fehlende Personalressourcen aufzusto-

cken. Leider wird immer noch eine Vielzahl von Baubetrieben wegen kleiner formeller Verstöße zur Re-

chenschaft gezogen. Es bleibt dann nicht bei Verwarnungen, sondern es folgen hohe Geldbußen. Auch 

gegenüber Betrieben, die sich gesetzes- und tariftreu verhalten und ihre Arbeitnehmer in der Regel so-

gar übertariflich entlohnen, werden unverhältnismäßig hohe Geldbußen festgesetzt. Insgesamt wur-

den in der Vergangenheit Formalverstöße (Bagatellverstöße) durch den Zoll mit Akribie und unverhält-

nismäßig hohem Aufwand verfolgt, z. B. bei Verletzung der Sofortmeldepflicht, unterlassener Aufklä-

rung über die Mitführungspflicht von Ausweispapieren, fahrlässigem Fehlen bei Arbeitszeitaufzeich-

nungen. Solche Formalverstöße dürfen nicht im Vordergrund der Schwarzarbeitsbekämpfung stehen. 

Hier ist das Augenmerk vielmehr auf gravierende Verstöße zu legen, auch wenn die Aufklärungsarbeit 

und Nachweisführung eines Verstoßes gleichwohl schwieriger ist.  

9. Sanktionierung der Delikte: 

Nach unserer Kenntnis ist die Ahndung von Arbeitsmarktdelikten noch sehr unvollkommen. Wie uns 

berichtet wurde, ist die Strafzumessung (Höhe der Geld- und Freiheitsstrafen) abhängig von der Quali-

tät der Ermittlungsergebnisse; die Straftaten seien aber oft nicht sicher nachweisbar. Eine Gleichmä-

ßigkeit der Sanktionen lasse sich nur schwer verwirklichen; das beeinträchtige deren abschreckende 

Wirkung. 
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II.  Gesetzgeberische Maßnahmen zur Bekämpfung von Schwarzarbeit und illegaler Beschäfti-

gung 

Aufgrund dieser Einschätzung der Gesamtsituation halten wir derzeit folgende Maßnahmen zur Ver-

besserung der Bekämpfung von illegaler Beschäftigung und Schwarzarbeit für geboten: 

1. Erleichterung der Prüfung von Arbeitsverträgen: 

Der Ansatz des Gesetzes zur Modernisierung und Digitalisierung der Schwarzarbeitsbekämpfung ist 

vollkommen richtig. Vor diesem Hintergrund ist es fast aus der Zeit gefallen, dass Unternehmen, die 

unter das Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz fallen, nicht von den Erleichterungen des 4. Bürokratie-

entlastungsgesetzes profitieren, die Erleichterungen im Rahmen des Nachweisgesetzes vorsehen. Das 

heißt, dass nach wie vor entsprechende Unterlagen in Schriftform zu erstellen sind, nicht in Textform. 

Dabei sehen wir, dass 

 Textform statt Schriftform bei einer Vor-Ort-Kontrolle auf der Baustelle zu mehr Effizienz bei 

Bekämpfung von Schwarzarbeit führen kann; Arbeitsverträge sind in der Regel nicht auf der 

Baustelle verfügbar, sondern es ist eine Einsichtnahme am Betriebssitz erforderlich.   

 digitale Nachweise über die wesentlichen Arbeitsbedingungen nicht fälschungsanfälliger sind 

als schriftliche. 

 Digitalisierung auch einen grenzüberschreitenden Datenaustausch bei Entsendungen nach 

Deutschland ermöglicht. 

 die Beibehaltung der Schriftform immer zu einem Medienbruch im Austausch mit anderen Be-

hörden führt, in denen die Digitalisierung vorangebracht wird (z.B. Finanzkontrolle Schwarzar-

beit, digitale Betriebsprüfung der Sozialversicherungsträger; Arbeitsgerichtsbarkeit). 

Daher sollte diese durch das 4. Bürokratieentlastungsgesetz vorgesehene Einschränkung zu Lasten der 

unter das Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz fallenden Branchen und letztendlich auch zu Lasten einer 

einfachen, unbürokratischen und zunehmend mit digitalen Hilfsmitteln erfolgende Schwarzarbeitsbe-

kämpfung aufgehoben werden. 
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2.  Bekämpfung der Scheinselbständigkeit: 

Die Scheinselbstständigkeit und die Zahl der Einmannbetriebe haben in den letzten Jahren zugenom-

men. Nach unserer Einschätzung könnte durch die Verringerung der sozialversicherungsrechtlichen 

Unterschiede zwischen abhängig beschäftigten Arbeitnehmern einerseits und Einmannbetrieben ande-

rerseits sowie durch die Einführung eines obligatorischen Statusfeststellungsverfahrens die Motivation 

für die Aufnahme einer Scheinselbstständigkeit verringert werden.  

In dem Phänomen der Scheinselbstständigkeit sehen wir eine ernsthafte Bedrohung der Bauwirtschaft. 

Scheinselbstständige erbringen vertraglich für ein fremdes Unternehmen offiziell Werk- oder Dienst-

leistungen, leisten aber in Wahrheit unselbstständige Arbeiten in einem Arbeitsverhältnis. So sollen 

Sozialversicherungsbeiträge und Lohnsteuer vorenthalten bzw. hinterzogen, tarifliche Ansprüche und 

der Kündigungsschutz umgangen und damit ungerechtfertigte Wettbewerbsvorteile erreicht werden. 

Es ist von besonderer Bedeutung, dass die Vernetzung derjenigen Institutionen, die hilfreiche Daten 

zur Schwarzarbeitsbekämpfung liefern können (z. B. DRV-Bund, Berufsgenossenschaften, Sozialkassen, 

etc.), optimiert wird. Hierdurch kann eine bessere Verzahnung hinsichtlich der gegenseitigen Informa-

tionsvermittlung erreicht werden. Insbesondere durch eine Verbesserung des gegenseitigen Datenaus-

tauschs der Sozialkassen (bspw. SOKA-BAU) mit anderen Behörden könnten aufgrund der branchen-

spezifischen Datenlage noch weitaus bessere Ermittlungsergebnisse erzielt werden.  

In diesem Zusammenhang ist auch festzustellen, dass nach der Handwerksordnung die nach Landes-

recht zuständigen Behörden für Verstöße gegen die Handwerksordnung zuständig sind. Ein Datenaus-

tausch mit der Zollverwaltung kann nur auf dieser Ebene stattfinden. Die Handwerkskammern selbst 

haben nach § 17 Abs. 1 Satz 2 der Handwerksordnung nach ihrer eigenen Auffassung nicht die Mög-

lichkeit, Hinweise auf Verstöße an die FKS weiterzuleiten, die im Rahmen der hoheitlichen Aufgaben 

der Handwerkskammern gewonnen werden. Lediglich die Gewerbeämter haben nach § 14 Abs. 8 Nr. 7 

der Gewerbeordnung die Möglichkeit, Daten an die FKS zu übermitteln. Hier ist bewusst eine Trennung 

von Eintragung in die Handwerksrolle und Schwarzarbeitsbekämpfung vorgenommen worden. Als ein-

tragende Stelle könnten Handwerkskammern nicht im Rahmen der Schwarzarbeitsbekämpfung tätig 

werden. Durch diese den Handwerkskammern offenbar vom Gesetzgeber auferlegte Zurückhaltung bei 

der Schwarzarbeitsbekämpfung, die so weit reicht, dass noch nicht einmal Auskünfte, Nachweise und 

Informationen für Zwecke der Verfolgung von Straftaten oder Ordnungswidrigkeiten verwertet wer-

den dürfen, wird der erste Anschein der Legalität erweckt. Das erscheint uns nicht länger hinnehmbar. 
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3. Zusammenarbeit mit der FKS, Erweiterung des Datenaustausches: 

Wie bereits ausgeführt, wird innerhalb der bundesweiten Bündnisse und der regionalen Bündnisse ge-

gen Schwarzarbeit in der Bauwirtschaft die partnerschaftliche Zusammenarbeit immer wieder durch 

datenschutzrechtliche Probleme beeinträchtigt, vor allem deshalb, weil sich die Ermittlungsbehörden 

aus datenschutzrechtlichen Gründen außerstande sehen, den Bündnispartnern konkrete Ermittlungs-

ergebnisse zur Verfügung zu stellen. Darunter leidet die Motivation der Bündnispartner, den Ermitt-

lungsbehörden konkrete Hinweise auf Auffälligkeiten auf den Baustellen zu geben, die zu gezielten 

Überprüfungen führen könnten. Hier muss sich die Zusammenarbeit wesentlich verbessern. 

Weitere substanzielle Fortschritte im Kampf gegen illegale Beschäftigung könnten aus Sicht der Bau-

wirtschaft durch die Erweiterung des Datenaustauschs zwischen den betroffenen Institutionen sowie 

durch die stärkere Einbindung der gemeinsamen Einrichtungen erzielt werden. Konkret könnte dies 

durch die nachfolgenden Anpassungen erreicht werden:  

a.  Aufnahme der gemeinsamen Einrichtungen in § 17 Abs. 1 SchwarzArbG: 

Nach § 2 Abs. 4 Nr. 20 SchwarzArbG gehören die gemeinsamen Einrichtungen der Tarifvertragspar-

teien zu den Institutionen, die bei der Bekämpfung von Schwarzarbeit zusammenarbeiten sollen. Der 

Gesetzestext verweist ausdrücklich auf die Einrichtungen im Sinne des § 4 Abs. 2 Tarifvertragsgesetzes, 

zu denen beispielsweise die Sozialkassen der Bauwirtschaft zählen. Illegale Beschäftigung liegt nach 

der Definition von § 1 Abs. 3 Nr. 4 SchwarzArbG auch vor, wenn Arbeitgeber gegen die Bestimmungen 

des Arbeitnehmerentsendegesetzes verstoßen. 

In der Bauwirtschaft basieren die gemeinsamen Einrichtungen der Tarifvertragsparteien auf Tarifver-

trägen, die nach § 5 TVG oder den Regelungen des Arbeitnehmerentsendegesetzes allgemeinverbind-

lich sind. Sie schreiben unter anderem eine Beitragspflicht für das Urlaubskassenverfahren, das Berufs-

bildungsverfahren und die obligatorische tarifliche Altersvorsorge – die sogenannten Sozialkassenver-

fahren – vor. Die Beitrags- und Leistungspflichten sind daher aufgrund staatlichen Hoheitsaktes für alle 

Unternehmen verbindlich. Die Nichtabführung dieser Beiträge stellt daher einen Verstoß im Sinne von 

§ 1 Abs. 3 Nr. 4 SchwarzArbG dar. 

Wichtig ist daher auch eine weitere Gleichstellung von Sozialversicherungsträgern und gemeinsamen 

Einrichtungen durch eine Aufnahme gemeinsamer Einrichtungen in § 17 Abs. 1 SchwarzArbG-E. Im 

Zuge der aktuellen Novelle des Gesetzes zur Bekämpfung der Schwarzarbeit und illegalen Beschäfti-

gung (SchwarzArbG) sollte eine Aufnahme von gemeinsamen Einrichtungen in § 17 Abs. 1 Nr. 11 neu 

(Übermittlung von Daten aus dem zentralen Informationssystem) mit folgender Formulierung erfol-

gen: 
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[…] „die gemeinsamen Einrichtungen der Tarifvertragsparteien im Sinne des § 4 Absatz 2 des Tarifver-

tragsgesetzes zur weiteren Verarbeitung, soweit dies zur Erfüllung ihrer tarifvertraglichen Aufgaben er-

forderlich ist.“ 

Gemeinsame Einrichtungen erbringen erhebliche Leistungen für die Beschäftigten der jeweiligen Bran-

chen insbesondere in den Bereichen betriebliche Altersversorgung und Urlaub (Urlaubsgeld). Die dazu 

von ihnen durchgeführten Sozialkassenverfahren arbeiten auf der Grundlage umfangreicher Meldeda-

ten z. B. zu den Bruttoverdiensten und geleisteten Arbeitsstunden der Arbeitnehmer. Gemeinsame 

Einrichtungen sind überwiegend in Branchen tätig, die einen überdurchschnittlichen Grad der Schwarz-

arbeit und illegalen Beschäftigung ausweisen. Gemeinsame Einrichtungen spielen daher eine maßgeb-

liche Rolle z. B. bei der Erfüllung der in § 16 AEntG normierten Zuständigkeit des Zolls zur Prüfung der 

Einhaltung der Mindestarbeitsbedingung Urlaub nach § 5 Nr. 3 AEntG am Bau mit der Durchführung 

des Urlaubskassenverfahrens. Dafür stellen gemeinsame Einrichtungen des Baugewerbes die erforder-

lichen Daten, die zur Vorbereitung und Durchführung von Prüfungen nach § 2 Abs. 1 Nr. 6 Schwarz-

ArbG notwendig sind und die Einleitung von Ordnungswidrigkeitenverfahren, Ermittlungsverfahren 

etc. ermöglichen, zur Verfügung. 

Auch sehen Vergabe- und Tariftreuegesetze mehrerer Bundesländer vor, dass für den Erhalt öffentli-

cher Aufträge eine Bestätigung der für den Auftragnehmer maßgeblichen gemeinsamen Einrichtung 

über dessen ordnungsgemäßer Teilnahme an den Sozialkassenverfahren vorgelegt oder vorgehalten 

werden muss. Verstöße gegen Vergabe- und Tariftreuegesetze sind daher bereits vom SchwarzArbG 

umfasst (vgl. § 6 Abs. 4 Nr. 15 SchwarzArbG). 

Aufgrund der Sozialversicherungsträgern ähnlichen Aufgabe gemeinsamer Einrichtungen hat der Ge-

setzgeber diese durch das 8. SGB IV Änderungsgesetz für den Datenaustausch mit den Sozialversiche-

rungsträgern (z.B. § 18m SGB IV, § 110 SGB IV, § 148 Abs. 3 Nr. 14 SGB VI) ab dem 1. Januar 2025 

gleichgestellt. Dadurch soll insbesondere die Rolle gemeinsamer Einrichtungen bei der Bekämpfung 

der Schwarzarbeit und der illegalen Beschäftigung der entsprechenden Aufgabe gesetzlicher Sozialver-

sicherungsträger gleichgestellt werden und dazu ein automatisierter Datenabgleich mit Sozialversiche-

rungsträgern erfolgen. Es wäre insofern auch sinnvoll, wenn dem Wunsch der DRV, gemeinsame Ein-

richtungen in das Verfahren eSolution (§ 28p S. 3 SGB IV, § 148 Abs. 3 Satz 1 Nr. 14 SGB VI) aufzuneh-

men, entsprochen würde. 

Entscheidend für die Erfüllung ihrer Aufgaben ist es, dass gemeinsame Einrichtungen - wie bereits z. B. 

die Bundesagentur für Arbeit (BA) - auf Ersuchen Daten aus dem zentralen Informationssystem für die 

FKS (ProFIS) erhalten. § 17 SchwarzArbG sieht diese Möglichkeiten für die BA vor, wenn die Behörde 

Steuerstraf- oder Ordnungswidrigkeitenverfahren durchführt und in diesem Zusammenhang z. B. Leis-

tungen nach dem SGB III oder Kindergeldleistungen einstellt. Gemeinsame Einrichtungen führen keine 

Steuerstraf- oder Ordnungswidrigkeitenverfahren durch. Jedoch bedarf es auch für sie der Möglichkeit, 
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im Einzelfall Daten aus ProFIS automatisiert zu verarbeiten. Eine solche Konstellation liegt z. B. vor, 

wenn durch die Kenntnis über die 

 Eröffnung des Verfahrens die gemeinsame Einrichtung eine Grundlage dafür hat, die Meldun-

gen des Betriebes zu den Sozialkassenverfahren zu überprüfen, 

 Eröffnung des Verfahrens die gemeinsame Einrichtung eine Grundlage dafür hat, ihre für die 

öffentliche Auftragsvergabe erforderlichen Bescheinigungen zur ordnungsgemäßen Teilnahme 

an den Sozialkassenverfahren zu überprüfen, zu widerrufen oder zukünftig nicht mehr auszu-

stellen, 

 Erledigung des Verfahrens die Bemessungsgrundlage für Ansprüche der gemeinsamen Einrich-

tungen ermittelt werden kann. 

Gemeinsame Einrichtungen sind bereits gemäß § 6 Abs. 4 SchwarzArbG von der Zollverwaltung zu un-

terrichten, wenn sich Anhaltspunkte für Verstöße gegen bestimmte für die Bekämpfung der Schwarz-

arbeit und illegalen Beschäftigung maßgebliche Gesetze ergeben. Eine darüberhinausgehende Mög-

lichkeit für gemeinsame Einrichtungen, eigeninitiativ Daten unmittelbar aus dem zentralen Informati-

onssystem für die FKS übermittelt zu erhalten, stärkt deren Position bei der Bekämpfung der Schwarz-

arbeit und illegalen Beschäftigung erheblich. 

Um Prozesse effizienter zu gestalten und um die zeitnahe Verfügbarkeit aller erforderlichen Informati-

onen bei allen Beteiligten sicherzustellen, ist eine digitale Verfahrensvereinfachung nötig. Sie wird mit 

Aufnahme von gemeinsamen Einrichtungen in § 17 Abs. 1 SchwarzArbG erreicht, um Informationen 

aus dem zentralen Informationssystem zur Erfüllung der tarifvertraglichen Aufgaben abrufen zu kön-

nen. 

b.  Einbeziehung der gemeinsamen Einrichtungen in die Datenanalyse nach §§ 25 ff.: 

Als Konsequenz zu vorstehenden Ausführungen sollten die Daten der gemeinsamen Einrichtungen der 

Tarifvertragsparteien ebenfalls für die Risikoanalyse nach §§ 25 ff. neu herangezogen werden. Die ge-

meinsamen Einrichtungen der Tarifvertragsparteien im Sinne des § 4 Abs. 2 des Tarifvertragsgesetzes 

sollten demnach zu den Institutionen hinzugefügt werden, deren Daten im Rahmen der Risikoanalyse 

nach § 26 Abs. 2 halbjährlich abgerufen werden. Die Daten der gemeinsamen Einrichtungen können 

einen wichtigen Beitrag zur Risikoanalyse leisten und u.a. zur Erkennung von sog. „Nachfolgefirmen“ 

(Kolonnenwanderung) dienen. Im Zuge der aktuellen Novelle des Gesetzes zur Bekämpfung der 

Schwarzarbeit und illegalen Beschäftigung (SchwarzArbG) sollte eine Aufnahme von gemeinsamen Ein-

richtungen in § 26 Abs. 2 Nr. 4 neu (Operatives Informations- und Datenanalysesystem; Verordnungs-

ermächtigung) mit folgender Formulierung erfolgen: 
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„von gemeinsamen Einrichtungen der Tarifvertragsparteien im Sinne des § 4 Absatz 2 des Tarifvertrags-

gesetzes.“ 

Zwar sind die gemeinsamen Einrichtungen unter § 2 Abs. 4 Nr. 20 SchwarzArbG als unterstützende In-

stitutionen bei Prüfungen des Zolls berücksichtigt. Eine generelle und regelmäße Einbeziehung der vor-

gehaltenen Daten über § 26 Abs. 2 n.F. bereits bei der Risikoanalyse hätte jedoch weitaus größere Ef-

fekte und würde einen wichtigen Beitrag zur Identifizierung risikobehafteter Objekte, zielgerichteten 

und ressourcensparsamen Prüfungen leisten.  

Auch die Berücksichtigung der gemeinsamen Einrichtungen allein durch § 25 Abs. 3 Nr. 1 i.V.m. § 2 

Abs. 4 erscheint jedoch nicht ausreichend, da die Möglichkeiten der Datenübermittlung dort nur sehr 

eingeschränkt möglich sind. Eine automationsgestützte Analyse und die erzielbaren positiven Effekte 

sind nur über die Einbeziehung der gemeinsamen Einrichtungen auf Grundlage von § 26 SchwarzArbG 

n.F. möglich.  

c. Gemeinsame Einrichtungen als Zusammenarbeitsbehörden der Deutschen Rentenversiche-

rung bei Ahndung von Ordnungswidrigkeiten (§ 321 SGB VI): 

Gemeinsame Einrichtungen fungieren bereits heute als Zusammenarbeitsbehörden des Zolls nach § 2 

Abs. 4 Nr. 20 SchwarzArbG. Künftig sollten sie diese Rolle auch gegenüber der Deutschen Rentenversi-

cherung nach § 321 SGB VI wahrnehmen, um Anfragen bei der Verfolgung und Ahndung von Ord-

nungswidrigkeiten beantworten zu können. 

d.  Erweiterung des institutionellen Datenaustausches mit gemeinsamen Einrichtungen in 

§ 95c SGB IV: 

Wie es bereits der Arbeitsentwurf des BMAS zum 8. SGB IV ÄndG. vorsah, sollte der institutionelle Da-

tenaustausch zwischen Sozialversicherungsträgern und gemeinsamen Einrichtungen in den kommen-

den Jahren weiter gestärkt werden. Dieser sollte in § 95c SGB IV gesetzlich legitimiert sein: 

„§ 95c SGB IV Datenaustausch zwischen den Sozialversicherungsträgern und Dritten 

Haben Sozialversicherungsträger zur Erfüllung einer gesetzlichen Aufgabe nach diesem Gesetzbuch Da-

ten an einen Sozialversicherungsträger, eine berufsständische Versorgungseinrichtung, eine gemein-

same Einrichtung im Sinne des § 4 Abs. 2 des Tarifvertragsgesetzes, das Bundesamt für Soziale Siche-

rung als Träger des Gesundheitsfonds oder eine Aufsichtsbehörde zu übermitteln, soll dies durch Da-

tenübertragung geschehen.“ 
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e.  Datenaustausch zwischen den Trägern der Unfallversicherung und gemeinsamen Einrichtun-

gen (§ 198a SGB VII): 

Einzelne Bauunternehmen versuchen, sich dieser Beitragspflicht gezielt zu entziehen. Von daher sollte 

durch einen verbesserten Datenaustausch zwischen den Trägern der Unfallversicherung – insbeson-

dere der Berufsgenossenschaft – und den gemeinsamen Einrichtungen der Tarifvertragsparteien – ins-

besondere der Sozialkassen – sichergestellt werden, dass alle Baubetriebe vollumfänglich erfasst wer-

den. Eine gesetzliche Grundlage für einen künftigen digitalen Datenaustausch könnte in einem neuen 

§ 198a SGB VII wie folgt gefasst werden:  

„Gemeinsame Einrichtungen im Sinne von § 4 Abs. 2 des Tarifvertragsgesetzes erhalten Daten aus den 

Dateisystemen der Träger der gesetzlichen Unfallversicherung, soweit dies zur ordnungsgemäßen Si-

cherung ihres Beitragseinzugs und ihrer Leistungsgewährung erforderlich ist. Grundlage für die Zuord-

nung ist der jeweils aktuelle Gefahrtarif der zuständigen Berufsgenossenschaft. Zuordnungen können 

für Tarifstellen, die sie bildenden Gewerbezweige bzw. deren einzelne Unternehmenszweige vorgenom-

men werden. Das Nähere regeln Verwaltungsvereinbarungen.“ 

4. Verpflichtungen der öffentlichen Auftraggeber: 

Ebenso sehen wir die öffentlichen Auftraggeber in dem Dilemma, einerseits unter Kostengesichtspunk-

ten dem wirtschaftlichsten Bieter den Zuschlag zu erteilen. Auf der anderen Seite hat die öffentliche 

Hand die Einhaltung der gesetzlichen Verpflichtungen durch den Auftragnehmer sicherzustellen. Die 

öffentlichen Auftraggeber müssen vor diesem Hintergrund verpflichtet werden, bei der Vergabe und 

der Durchführung von Bauvorhaben für die Einhaltung des Mindestlohns und der sonstigen zwingen-

den Arbeitsbedingungen Sorge zu tragen.  

Hauptunternehmer haften nach heutiger Rechtslage für die Verpflichtungen ihrer Nachunternehmer in 

Bezug auf Mindestlöhne, Urlaubskassen-, Gesamtsozialversicherungs- und Unfallversicherungsbei-

träge. Auftraggeber der öffentlichen Hand sind nach wie vor ohne erkennbaren sachlichen Grund da-

von ausgenommen. Die öffentliche Hand ist daher nicht nur für die Einhaltung der zwingenden Min-

destarbeitsbedingungen zu sensibilisieren, sondern gleichzeitig in die allgemeinen Haftungsregelungen 

einzubeziehen.  

Darüber hinaus sind transparente Vergabeverfahren durchzuführen und öffentliche Dumpingangebote 

auszuschließen. Die konsequente Bindung von Vergaben der öffentlichen Hand an den Einsatz präqua-

lifizierter Unternehmen kann dazu nach unserer Einschätzung einen wichtigen Beitrag leisten. 
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5.  Kleinstunternehmerregelung: 

Mit der Erhöhung der maßbeglichen Umsatzgrenze der Kleinstunternehmerregelung in § 19 

Abs. 1 UStG von 17.500 € auf sogar 22.000 € - entgegen der ursprünglich vorgesehenen 

20.000 € - wurde aus unserer Sicht ein weiterer Anreiz für eine Scheinselbstständigkeit geschaffen. Un-

ternehmer, die somit ihre Leistungen ohne Ausweisung der Umsatzsteuer gegenüber nicht vorsteuer-

abzugsberechtigten Privatkunden erbringen, können im Vergleich zur steuerpflichtigen Konkurrenz ei-

nen objektiv niedrigeren Preise gewähren.  

Die Maßnahme des Bürokratieentlastungsgesetzes III für kleinere Unternehmen betrifft schätzungs-

weise mehrere tausend Unternehmer, die diese Regelung zusätzlich in Anspruch nehmen können.  

 

III.  Weitere Vorschläge zur Verbesserung der Bekämpfung der Schwarzarbeit und illegalen Be-

schäftigung 

Aus Sicht der Bundesvereinigung Bauwirtschaft gibt es in der Gesetzgebung noch Defizite. Eine Ver-

schärfung der gesetzlichen Bestimmungen steht daher nicht im Vordergrund, sondern der Vollzug der 

geltenden gesetzlichen Bestimmungen und eine Erhöhung der abschreckenden Wirkung von Sanktio-

nen. Dennoch wird in der Einführung neuer Straftatbestände, wie z. B. 

- bandenmäßiges Begehen des Vorenthaltens von Sozialversicherungsbeiträgen oder  

- Schaffung einer nicht nur steuerstrafrechtlich relevanten Norm für das Inverkehrbringen von 

Scheinrechnungen, 

eine wirksame Erweiterung gesehen. Bislang wird seit Einführung der Bauabzugssteuer in den §§ 48 ff 

EStG und der Steuerschuldverlagerung auf den Leistungsempfänger nach § 13 b UStG versucht, Schein-

rechnungen im Bauwesen zu bekämpfen. Die erhobene Bauabzugsteuer wird insoweit auf die vom 

Leistenden zu entrichtenden Lohnsteuern, Vorauszahlungen auf die Einkommensteuer oder Körper-

schaftsteuer angerechnet und durch die Umkehrung der Steuerschuldnerschaft wird nicht der leis-

tende Unternehmer, sondern der Leistungsempfänger zur Entrichtung der Umsatzsteuer verpflichtet. 
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Mit dem Gesetz zur Stärkung der Bekämpfung der Schwarzarbeit und illegalen Beschäftigung vom 

6. März 2017 wurden die Prüfungs- und Ermittlungstätigkeiten der Finanzkontrolle Schwarzarbeit des 

Zolls sowie der zuständigen Landesbehörden gestärkt. Mit der Novelle des Arbeitnehmer-Entsendege-

setzes 2020 wurde der Prüfkatalog der FKS ausgeweitet. Durch diese Neuregelungen sollen Sozialdum-

ping und Wettbewerbsverzerrungen durch ausländische Bauunternehmen weiter eingedämmt wer-

den. Dies führt jedoch gleichzeitig zu einem höheren bürokratischen Aufwand, insbesondere bei der 

Prüfung von Zuschlägen und Zulagen. Gleichzeitig sind in der Vergangenheit Formalverstöße (Bagatell-

verstöße) mit Akribie und unverhältnismäßig verfolgt worden, z. B. Verletzung der Sofortmeldepflicht 

bei Einstellung von Arbeitnehmern, unterlassene Aufklärung zur Mitführungspflicht von Ausweispapie-

ren, fahrlässige Fehler bei Arbeitszeitaufzeichnungen, Berechnung des Monatslohnes bei Arbeitszeit-

flexibilisierung. Ein Vorsatz dürfte bei solchen Bagatellverstößen in den wenigsten Fällen vorliegen, al-

lenfalls leichte Fahrlässigkeit. In der Regel ist überhaupt kein Schuldvorwurf erkennbar. Das spricht da-

für, sich bei der Prüfung auf die Aufdeckung schwerwiegender Verstöße zu konzentrieren, um so eine 

höhere Kontrolldichte zu erreichen. 

Zur Verbesserung der Bekämpfung von Schwarzarbeit und illegaler Beschäftigung in der Bauwirtschaft 

sind nach unserer Auffassung auch Maßnahmen der Länder erforderlich. Diese müssen weiter sensibi-

lisiert werden. Auch wenn in den letzten Jahren die Einrichtung von Schwerpunktstaatsanwaltschaften 

und Sonderdezernaten umgesetzt wurde, so ist eine behörden- und länderübergreifende Zusammen-

arbeit weiter voranzubringen und die Einrichtung von branchenspezifischen Schwerpunktstaatsanwalt-

schaften weiter auszubauen. Die Schwerpunktkontrollen der FKS sollten aufgrund der Branchenbeson-

derheiten und struktureller Unterschiede selbst innerhalb der unterschiedlichen Branchen der Bau-

wirtschaft nicht zusammengefasst werden. So unterscheidet sich der Gerüstbau strukturell von ande-

ren Branchen der Bauwirtschaft beispielsweise schon dadurch, dass Gerüstbauer kürzer an der Bau-

stelle anzutreffen sind. Aus Gründen der Effektivität ist daher sinnvoll, Schwerpunktkontrollen unter 

Einbeziehung dieser Besonderheiten auszurichten. Die Gewerbeanzeigeverordnung verpflichtet die 

Gewerbeämter, bei Anhaltspunkten auf Schwarzarbeit und Selbstständigkeit die Zollverwaltung zu in-

formieren. Dieses Verfahren muss in der Praxis intensiviert umgesetzt werden. Es ist aus der Praxis be-

kannt, dass bereits bei der Gewerbeanmeldung (im Formular GewA1, Feld 18) Angaben zur angemel-

deten Tätigkeit gemacht werden, die geeignet sind, berechtigte Zweifel über den Status einer selbstän-

digen Tätigkeit hervorzurufen und Anlass zur Datenübermittlung geben würden.  

Wie bereits dargestellt, läuft die Zusammenarbeit zwischen deutschen und ausländischen Behörden zu 

oft weiterhin sehr schleppend. Die europäische Plattform zur Stärkung der Zusammenarbeit bei der 

Prävention und Abschreckung von nicht angemeldeter Erwerbstätigkeit stellt eine Möglichkeit dar, ei-

nen besseren Datenaustausch zu fördern. Auch die bei der ELA avisierte Informationsplattform zur 

Darstellung für Entsendebetriebe zu beachtenden landesspezifischen Regelungen könnte einen weite-
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ren positiven Schritt zur Aufklärung und damit zur Prävention bieten. Darüber hinaus ist die man-

gelnde Zusammenarbeit zwischen den Behörden im Rahmen dieser Plattform mit dem Ziel themati-

siert worden, dieses Defizit zu beseitigen. 

 

Berlin, 15. Juli 2025 
 
Bundesvereinigung Bauwirtschaft  

 


